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Friese antwortet Strobl in A 6-Diskussion:

„Voll an den Tatsachen vorbei“

„Wenn die SPD in einer ‚sozialdemokratischen Scheinwelt‘ lebt, lebt Thomas Strobl in einem christdemokratischen Luftschloß“, meint SPD-Bundestagsabgeordneter Harald Friese zu der Stellungnahme seines Parlamentskollegen in der aktuellen Diskussion zum Ausbau der A 6 (s. HEILBRONNER STIMME v. 15.12.99, S. 25). „Und falsche Zahlen“, so Friese weiter, „werden auch dann nicht richtiger, wenn man sie ständig wiederholt“.

Exakt 1,0526 Milliarden Mark würden im Rahmen des Investitionsprogramms des Bundes zwischen 1999 und 2002 für den Bundesfernstraßenbau nach Baden-Württemberg fließen, im Schnitt also 250 Millionen Mark pro Jahr. Harald Friese: „Strobl hat wohl übersehen, daß zu den von ihm genannten Zahlen die Rückzahlungen für die privat vorfinanzierten Straßenbauprojekte hinzu gezählt werden müssen“. Und diese hätten sich, urteilt der Abgeordnete, „zum Teil als echtes Finanzdesaster erwiesen“. 

So habe sich allein die jährliche Finanzierungsrate für den verteuerten Bau des Engelberg-Tunnels zu Lasten des Bundeshaushalts von 70 auf knapp 90 Millionen Mark erhöht. Diese Mittel stünden für andere Fernstraßenprojekte nicht mehr zur Verfügung, „und das für die Dauer von 15 Jahren“. Ab dem Jahr 2002 müßten in Baden-Württemberg pro Jahr über 120 Millionen Mark nur für die Refinanzierung aufgebracht werden, alles in allem rund 1,6 Milliarden Mark. Hierfür die SPD verantwortlich machen zu wollen, sei „ein absolutes Unding“. Gerade in Baden-Württemberg habe sich bitter erwiesen, „wie untauglich das Instrument ‚private Vorfinanzierung‘ in Wirklichkeit ist, auf das die Landes-CDU so kräftig gesetzt hat“.

„Voll an den Tatsachen vorbei“ geht für Harald Friese Strobls Vorwurf, die SPD verrate mit ihrer Initiative regionale Interessen. Das will Friese „unter keinen Umständen auf sich und den anderen Sozialdemokraten in der Region sitzen lassen“. Er empfiehlt Strobl dringend, insbesondere Seite 7 der HEILBRONNER STIMME vom gestrigen Mittwoch gründlich zu lesen und dann schleunigst Kontakt zum Stuttgarter Staatsministerium aufzunehmen. Denn es sei nicht die SPD in Bund, Land oder der Region, die falsche Prioritäten setzt, sondern CDU-Ministerpräsident Teufel, der einem Ausbau der A 8 eindeutigen Vorrang einräumt und die A 6 links liegen läßt.

